1/2026 LPT 08. und 09. Mai 2026

Antrag 301/1/2026  Neukdlin
Fiir eine starke Sozialversicherung: Der Bund darf sich nicht bei den Versicherten bedienen

Beschluss:

Wir fordern die SPD-Abgeordneten im Deutschen Bundestag auf, alles dafiir zu tun, dass der Bund Mittel fiir versicherungs-
fremde Leistungen an die gesetzliche Kranken- und die gesetzliche Rentenversicherung nicht kiirzt, so wie er es derzeit im
Entwurf fir eine Gesundheitsreform (GKV-Finanzstabilisierungsgesetz) sowie Berichten zufolge im Haushaltsgesetz plant.

Zudem fordern wir die Abgeordneten auf, die Gesundheitskosten von Grundsicherungsbeziehenden (ehemals Biirgergeldbe-
ziehenden) zukiinftig aus Steuermitteln zu finanzieren und dabei einen deutlich hoheren jahrlichen Betrag als 250 Mio. Euro
(bei geschatzten anfallenden Jahreskosten von 12 Milliarden Euro!) anzusetzen.

Uberweisen an

Landesgruppe



	Antrag 301/I/2026 Für eine starke Sozialversicherung: Der Bund darf sich nicht bei den Versicherten bedienen

